
100  Tage  unter  Zionisten  –
Augenzeugenbericht aus Israel

Israels  Präsident  Netanjahu,   ein
besonders harter  Verfechter einer
agressiven  Kriegspolitik,  feiert
gerade seinen Sieg für die Knesset.

Ein wenig mehr als  3  Monate meines einjährigen Freiwilligendienstes in
Israel  sind  bereits  verstrichen.  Ein  relativ  kleiner  Zeitraum,  der  jedoch
bereits dazu ausreichte, um dieses Land und vor allem dessen Bewohner
genauer kennenzulernen:

Entgegen meiner anfänglichen Vorstellung, Israels Aggressionen würden sich
hauptsächlich  auf  die  rassistische  Besatzung  der  Westbank  und  des
Gazastreifens beziehen – und entgegen der antideutschen Darstellung eines
„Kibbuzkommunismus“ im Innern Israels – wurde mir schnell deutlich, dass
die israelische Bourgeoisie nicht nur durch den sich erneut formierenden
palästinensischen Widerstand mehr und mehr bedroht wird, sondern dass
sich Erez Israel auch von innen selbst aufzufressen scheint.

Zeichen der immer stärker werdenden Wut der israelischen Bevölkerung
gegenüber der zionistischen Bourgeoisie und insbesondere gegenüber der
ultrarechten Regierung Netanjahus waren die Massenproteste im Sommer
des vergangenen Jahres, in welchen tagtäglich bis zu 500 000 Menschen die
politische Führung Israels offen kritisierten. Inhalte der Proteste waren in
erster  Linie  Wohnraumknappheit,  Mieterhöhungen  und  Gentrifizierung,
stetig steigende Lebenshaltungskosten (ein Faktor, den auch ich als Volontär
in  voller  Härte  zu  spüren  bekomme),  sinkende  Reallöhne,  privatisierte
Sozialeinrichtungen, Sonderrechte der ultra-Orthodoxen, und auch Kritik am
Ausbau  der  jüdischen  Siedlungen  und  deren  Subventionierung  (billigere
öffentliche  Verkehrsmittel,  Steuervergünstigungen,…)  innerhalb  der
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Westbank,  an  den  Aggressionen  gegenüber  dem  Iran,  an  den  massiven
Militärausgaben und an der Abriegelung Gazas.  Die Protestbewegung ist
h e u t e  a u f  G r u n d  i n n e r e r  U n g e s c h l o s s e n h e i t  u n d  w e i t
auseinanderdividierenden Ansichten kaum noch präsent – aber die Umstände
die sie auslösten und die Wut der Israelis darüber. Es scheint nur noch eine
letzte  Mieterhöhung  fehlen,  die  das  Fass  zum  überlaufen  bringt.  Die
israelische  Bourgeoisie  hat  jedoch  aus  der  Vergangenheit  gelernt  und
beantwortet Krisen im Innern stets mit militärischer Aggression nach außen.
In diesem Kontext  muss auch die Bombardierung Gazas im vergangenen
Monat  betrachtet  werden.  Denn  nichts  hat  die  Israelis  je  mehr
zusammengeschweißt  und  von  inneren  Problemen  abgelenkt  als  eine
Bedrohung  von  außen.  Nicht  zu  vergessen  sind  auch  die  anstehenden
Wahlen, welche die Regierung ähnlich wie im letzten Gazakrieg 2008 dazu
veranlassen, sich militärisch zu profilieren.

Schleichend bewegt  sich  das  ohnehin  verfassungslose  und mit  Hilfe  von
Notstandsgesetzen  regierte  Israel  währenddessen  durch  immer  mehr
autoritäre  Gesetzte  in  Richtung  Diktatur.  Beispiele  dafür  sind  das
Nakbagesetz, das es verbietet der Vertreibung der Palästinenser öffentlich zu
gedenken oder das Anti-Boykott-Gesetz,  das den Aufruf  zum Boykott  von
Produkten,  Universitäten  und  Betrieben  jüdischer  Siedlungen  im
Westjordanland unter umgerechnet 10 000 € Strafe stellt. Dies ist zudem
auch als besonders harter Schlag gegen die arabische Bevölkerung Israels zu
sehen, welche als Opfer der Besatzung nun auch noch Schadensersatz an die
Besatzer  zahlen sollen,  sobald  sie  diese  nicht  unterstützen.  Ein  weiteres
Gesetz  soll  es  NGOs  verbieten,  Spenden  von  anderen  Staaten  oder
staatsähnlichen Institutionen wie  der  EU oder  der  UN anzunehmen.  Ein
cleverer Schachzug der zionistischen Rechten, die selber hauptsächlich von
ausländischen  Bourgeois,  also  Firmen  und  Privatpersonen,  finanziell
unterstützt werden. Mithilfe eines weiteren neuen Gesetztes ist es der Polizei
erlaubt,  eine  „Zusammenrottung“  von  mehr  als  3  Personen  als  illegale
Versammlung abzustempeln, was sie dazu befugt diese sofort aufzulösen.

Israels  Staatsapparat  ist  nicht  nur
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f ü r  d i e  U n t e r d r ü c k u n g  d e r
Palästinenser,  sondern  auch  der
israelischen  Arbeiterklasse,  da.

Der Oberste Gerichtshof, welcher eigentlich als politisches Gegengewicht zur
Knesset  vorgesehen  war,  wird  von  der  Likudregierung  nach  und  nach
personell  „gleichgeschaltet“.  Es  bleibt  die  Frage,  ob  das  überhaupt
notwendig  ist,  wenn  dessen  Beschlüsse  ohnehin  ignoriert  werden.
Beispielsweise  wie  auf  die  Anordnung  des  Obersten  Gerichtshofes,  alle
Siedlungsaußenposten  außerhalb  der  „Grünen Linie“  zu  evakuieren,  jede
Reaktion der Regierung ausblieb.

Neben  dem  stark  ausgeprägten  Überwachungsapparat,  der  E-Mail-  und
Postverkehr, Handygespräche und Chatunterhaltungen überwacht und einem
gut ausgebauten Netz aus Überwachungskameras, wird der Umweltschutz in
Israel komplett vernachlässigt.

Dass  der  Zionismus  mit  seiner  kennzeichnenden  antiarabischen  Haltung
einen rassistischen Charakter innehat, wusste ich bereits bevor ich dieses
Land kennenlernte. Dass sich dieser Rassismus aber keinesfalls nur gegen
Araber richtet wurde mir erst bewusst, als ich zum ersten Mal in Tel Aviv
war. Gleich nach meiner Ankunft an der Central Bus Station erwartete mich
im  angrenzenden  Levinski  Park  das  traurige  Bild  von  geschätzten  200
obdachlosen unter unmenschlichen Bedingungen lebenden Afrikanern. Allein
in Tel Aviv halten sich momentan 40 000 von ihnen, meistens Flüchtlinge aus
dem Sudan,  Eritrea oder Äthiopien,  auf.  So gut  wie alle  von ihnen sind
obdachlos  und  haben  nur  eine  Bleibeberechtigung,  dürfen  als  politische
Flüchtlinge  also  lediglich  nicht  abgeschoben  werden.  Auf  Grund  dieses
rechtlichen  Status  haben  sie  keinen  Anspruch  auf  den  israelischen
Mindestlohn  (umgerechnet  stolze  5,45€)  und  kämpfen  sich  mit
Gelegenheitsjobs zu Hungerlöhnen durchs Leben. Ein Umstand, welcher die
Ärmsten Israelis Tel Avivs jedoch um ihre ökonomische Existenz fürchten
lässt.  Diese  Angst  entlädt  sich  seit  diesem Jahr  immer  öfter  in  blutiger
Gewalt. So gehört es in der rechten Szene bereits zum guten Ton nach einer
Kundgebung als pöbelnder Mob durch das afrikanische Viertel zu ziehen und
dort  Scheiben einzuschlagen und Afrikaner zusammenzutreten.  Selbst  im



religiösen  Jerusalem  brannte  im  Juni  dieses  Jahres  ein  Haus,  welches
ausschließlich von afrikanischen Flüchtlingen bewohnt war, komplett nieder.
Ein  Eingreifen  der  Regierung  ist  nicht  zu  erwarten.  Sie  sieht  in  den
Immigranten  hingegen  ein  „Krebsgeschwür  in  unserem  Körper“(Likud-
Abgeordnete  Miri  Regev).  Israels  Innenminister  erklärt  ferner,  dass  die
Afrikaner  nicht  verstünden,  dass  „dieses  Land  uns  gehört,  dem  weißen
Mann“.

Dem ausschweifenden Nachtleben und der wunderschönen Natur Israels, die
meinen Freiwilligendienst hier recht angenehm machen, steht natürlich die
politische Realität gegenüber. Nie hätte ich es vorher für möglich gehalten,
dass  ich  es  mal  als  normal  empfinden  würde,  neben einem israelischen
Soldaten im Bus zu sitzen, dessen Maschinengewehr auch noch halb auf
meinen Knien liegt. Nie hätte ich erwartet, dass ich nach der Arbeit mit
einem Worker meiner Arbeitsstelle noch ein Bier trinken gehe, der stolzer
Bewohner der illegalen Siedlung Gilo im Süden Jerusalems ist. Es ist nicht
unwahrscheinlich, dass das Mädchen mit dem man gestern noch in einer der
gemütlichen Jerusalemer Bars was trinken war, einen am nächsten Tag am
Checkpoint bustet oder an der Straßensperre steht, welcher man einen 1,5
stündigen Umweg zu verdanken hat. Natürlich habe ich auch schon einige
echt entspannte linke Israelis kennengelernt, jedoch muss ich mich bei den
meisten neuen Bekanntschaften stets bemühen allein den Mensch vor mir zu
sehen.

Das ganze fiel noch schwerer als der Gazakonflikt eskalierte. Als Deutscher
wurde ich ständig nach meiner Meinung dazu gefragt und in die Diskussion
gedrängt. In vielen Leuten denen ich eher eine Gleichgültigkeit in Bezug auf
Politik  unterstellt  hätte,  erwachte  spätestens  zu  diesem  Zeitpunkt  der
zionistische  Patriotismus.  Die  Schuld  dafür  sehe  ich  vor  allem  bei  den
israelischen  Medien,  die  ein  sehr  einseitiges  Bild  zeichnen.  Fast
ausschließlich werden Bilder der Zerstörung auf israelischer Seite gezeigt,
währenddessen, falls überhaupt Bilder aus Gaza zu sehen sind, nur von der
Brutalität der Hamas gegenüber der Bevölkerung Gazas die Rede ist. Es wird
der Glaube erzeugt, Israel würde Gaza bombardieren, um die Menschen in
Gaza von der Hamas zu befreien. Dieses Medienbild sollte einen jedoch kaum



wundern, wenn man sich vor Augen führt, dass Israels Medienlandschaft von
nicht mehr als 20 regierungsnahen Familien kontrolliert und finanziert wird.
Beispielsweise wird Israels meistgelesene Zeitung von einem Likud-nahen
nationalistischen  Milliardär  finanziert,  dessen  Investitionen  viele
vergleichsweise  linke  Zeitungen  vom  Markt  verdrängen.  Durch  einige
Unterhaltungen habe ich allerdings mitbekommen, dass selbst die Israelis
ihren Medien kaum vertrauen. Jedoch immer noch mehr als arabischen oder
allgemein ausländischen.

Trotz der
starken  Hegemonie  der  zionistischen  Rechten  gibt  es  aber  doch  linke
Bewegungen, in denen Israelis und Palästinenser sich vereinen.

So gab es eine Friedensdemonstration in der arabischen Stadt Nazareth,
einen Tag nach dem die ersten Raketen auf Tel Aviv geflogen waren. Die
Demonstration wurde von der sich selbst als kommunistisch bezeichnenden
Chadasch-Partei  unangemeldet  organisiert  und  wurde  von  ca.  500
mehrheitlichen  Chadasch  Anhängern  besucht.

Zum Anderen besuchte ich den „Human Rights March“ in Tel Aviv Anfang
Dezember. Es beteiligten sich ca. 2000 Menschen und die verschiedensten
Organisationen  und  Parteien.  Die  Spannbreite  ging  von  Antisexisten,
Homophobiegegnern, Arabern, Christen, Menschenrechtsgruppen, Amnesty
International über Flüchtlingsorganisationen bis hin zur mehrheitlich und
lautstark überwiegenden Chadasch.

Diese Art von gemeinsamen palästinensisch-israelischen Protesten sind
unbedingt  notwendig.  Das  israelische  Proletariat  und  auch  die
Jugendlichen  müssen  den  Zusammenhang  zwischen  ihrer  eigenen
ökonomischen  Situation  und  der  Besatzung  der  Westbank  und  Gazas
erkennen  und  begreifen,  dass  die  israelische  Bourgeoisie  und  der
Imperialismus die Hauptschuldigen dafür sind. Ihnen muss deutlich werden,
dass die massive Ausbeutung der Palästinenser als Billig-Arbeiter für die
sinkenden  Reallöhne  verantwortlich  ist.  Sie  müssen  erkennen,  dass  die
israelischen Kapitalisten das fehlende Geld im sozialen Bereich in das Militär
und die Besatzung stecken.
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Genauso muss auch das palästinensische Proletariat mit der reaktionären,
korrupten  und  antisemitischen  Fatah-  und  Hamasführung  brechen.  Der
nationale  Befreiungskampf  der  Palästinenser  muss  sich  von  jeglicher
religiöser  Bindung  an  den  Islam  loslösen,  da  dessen  reaktionären  und
utopischen Schlachtrufe zum einen Frauen, als auch nationale und religiöse
Minderheiten verschrecken.  Die Palästinenser müssen begreifen,  dass sie
nicht nur von den Zionisten, sondern auch von ihrer eigenen Bourgeoisie
unterdrückt werden.

Jüd_innen  und  Palästinenser_innen
können  gemeinsam  Palästina
befreien  und  ihre  Bourgeoisien
stürzen!

Ganz im Sinne von Marx Aufruf „Proletarier aller Länder vereinigt euch!“ ist
die  einzig  sinnvolle  Perspektive  zur  Befreiung  der  Palästinenser  vom
israelischen  Apartheidsregime,  als  auch  zur  Befreiung  der  israelischen
Bevölkerung von ihrer faschistoiden Bourgeoisie, ein gemeinsamer Kampf
der israelischen und palästinensischen Jugend und der Arbeiterklasse. Ziel
dabei  muss  die  Errichtung  eines  multiethischen  demokratischen
Arbeiterstaates mit völliger Gleichstellung aller Bevölkerungsteile sein. Nur
der  Bruch  des  Proletariats  mit  ihren  jeweiligen  Bourgeoisien  und  der
gemeinsame  Kampf  gegen  diese,  kann  diesen  Jahrzentelangen  Krieg
beenden. Dass die allseits hochgelobte 2-Staaten-Lösung keine Perspektive
bietet,  liegt  daran,  dass  der  entstehende  palästinensische  Ministaat
keinesfalls eine eigene ökonomische Existenzbasis hätte und damit von Israel
abhängig bliebe. Die fruchtbaren Gebiete der Region befinden sich alle auf
israelischem Territorium und auch die gesamte Wasser-und Stromversorgung
liegt in israelischer Hand. Ebenso der Arbeitsmarkt, da es Palästinensern
momentan  nur  in  seltensten  Fällen  erlaubt  ist,  eigene  Unternehmen  zu
gründen. Ein Palästina auf dem Gebiet des Westjordanlandes lässt vielmehr
die Erinnerung an das südafrikanische Bantustan zur  Zeit  der  Apartheid
wach werden: ein Territorium, in das man die „überschüssige“ Minderheit
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abschieben und weiterhin als billige Arbeitskräfte nutzen kann.

REVOLUTION tritt deshalb ein für:

Die Vereinigung der palästinensischen und israelischen Jugend und
Arbeiterklasse  zur  Bekämpfung  der  zionistischen  Besatzung
Palästinas,  mit  dem  Ziel  der  Errichtung  eines  multiethischen
demokratischen  Arbeiterstaates!
Den  Schulterschluss  mit  anderen  fortschrittlichen  Kräften  der
umliegenden Länder, als auch international!
Die  Schaffung  der  Vereinigten  sozialistischen  Staaten  des  Nahen
Ostens!

Ein Artikel von Marvin Schutt, REVOLUTION

EU-Gipfel  in  Brüssel:
Massendemonstration  gegen
Kapital und Krise organisieren!
Zwischen dem 18. bis 24. März findet in Brüssel ein EU-Gipfel statt. Fast
eine ganze Woche lang werden sich die Spitzen der EU-Bürokratie und
die nationalen Regierungschefs versammeln, um über die Zukunft Europas zu
beraten. Denn allen Erwartungen nach wird sich die Krise in Europa erneut
verschärfen.  Einbrüche,  auch  in  der  deutschen  Konjunktur,  sind
anzunehmen,  eventuell  sogar  eine  Rezession.

Was das heißt, können wir uns ausmalen. Bereits die letzten fünf Krisenjahre
bedeuteten  für  den  Großteil  der  europäischen  Bevölkerung  massive
Entlassungswellen,  die  Zerschlagung  ganzer  Industriesektoren  in  einigen
Ländern, Angriffe auf soziale und demokratische Rechte. Die Regierungen
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meinen mit „über die Zukunft zu beraten“ vor allem Eines: Wie kann der
Kapitalismus auf den Schultern der Jugendlichen und Arbeiter_innen gerettet
werden?

Dagegen  heißt  es  Widerstand  zu  organisieren.  Aus  den  informellen
Diskussionen zwischen Gewerkschaftsführern und reformistischen Parteien
über mögliche Gegenaktionen müssen konkrete Beschlüsse werden. Es darf
nicht nur bei symbolischen, dezentralen Aktionen bleiben. Eine europaweite
Mobilisierung,  die  insbesondere  auch die  deutschen Gewerkschaften und
Arbeiterorganisationen erfasst, ist unbedingt notwendig.

Wir  begrüßen jede Initiative  für  zentrale  Großdemonstrationen.  Wir  sind
allerdings der Meinung, dass sie vor allem dazu dienen müssen, die bisher
vereinzelten Bewegungen in der Aktion zusammen zu führen. Die inaktiven
Teile  der  europäischen  Arbeiterbewegung  müssen  durch  solche
Mobilisierungen von der Dynamik der kämpferischsten Aktivist_innen erfasst
werden.

Um die Spardiktate und die Verarmung der breiten Masse der Jugendlichen
und  Arbeiter_innen  wirklich  zu  stoppen,  brauchen  wir  aber  mehr.  Der
unbefristete und europaweite Generalstreik steht auf der Tagesordnung. Alle
Revolutionär_innen müssen innerhalb ihrer Länder dafür eintreten. Nur so
kann die Vereinzelung der unterschiedlichen Kämpfe überwunden werden,
nur so kann das Kapital in die Knie gezwungen werden.

Lasst  uns  mit  dieser  Perspektive  den  EU-Gipfel  durch  zentrale
Massenaktionen verhindern! In allen Gewerkschaften, Jugendorganisationen
und der gesamten deutschen Linken muss nach Brüssel mobilisiert werden!

Ein Artikel von Georg Ismael, REVOLUTION-Berlin



Internationales  Revolutionäres
Jugendcamp  –  Zusammen
diskutieren,  gemeinsam
Aktionen planen
Unsere  internationale  Organisation  organisiert  alle  zwei  Jahre  ein
revolutionäres Jugendcamp. Jugendliche aus etlichen Ländern kommen
zusammen  um  zu  diskutieren,  Aktionen  zu  planen  und  in  solidarischer
Atmosphäre internationale Bande zu knüpfen.

2013 wird das Camp vom 01. bis 04. August in Deutschland in der Nähe
Berlins  organisiert.  In  Workshops,  Veranstaltungen,  zentralen
Versammlungen und gemütlich außerhalb des offiziellen Programms werden
Aktivist_innen  über  aktuelle  Bewegungen,  praktische  und  theoretische
Themen  diskutieren.

Im  Zentrum  werden  natürlich  die  Krise  des  Kapitalismus  und  die
Perspektiven revolutionärer Politik stehen. Doch es wird auch Diskussionen
über  al lgemeine  Themen  von  der  Frauenbefreiung  über  die
Jugendunterdrückung bis hin zu der Ökonomie des Kapitalismus geben.

Außerdem werden Genoss_innen über die Situation und die Klassenkämpfe
aus unterschiedlichsten Teilen der Welt berichten. Aus Israel und Palästina,
von  den  USA  bis  Lateinamerika,  ob  Syrien  oder  Griechenland,  von  der
Mongolei bis China – als Internationalist_innen solidarisieren wir uns nicht
nur mit den Kämpfen, sondern versuchen auch darüber etwas in Erfahrung
zu bringen, um aktiv einzugreifen.

Damit es nicht nur bei der Diskussion bleibt, organisieren wir auch immer
Workshops zu praktischen Dingen. Wie halte ich eine Rede? Wie organisiere
ich eine Demonstration oder ein lokales Aktionskomitee? Wie schreibe ich
einen Zeitungsartikel? Solche und ähnliche Fragen wollen wir gemeinsam
angehen.
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Neben der Politik steht aber auch das Kennenlernen und der gemeinsame
Austausch über Themen, die nur selten in der Tagespolitik Platz finden, im
Vordergrund.  Wir  wollen  feiern  zu  linker  Musik  und  gemeinsam  mit
progressiven  Künstler_innen  diskutieren.

Du hast noch nicht genug gehört? Dann wird es Zeit mehr zu sehen! Komm
zum internationalen revolutionären Jugendcamp.

Ein Artikel von Georg Ismael, REVOLUTION-Berlin

Anmeldung und Information

E-Mail: germany@onesolutionrevolution.de

Telefon: 030-62 60 77 41

Ägypten: Für ein revolutionäres
Programm  der  Arbeiter,  der
Jugend und der Unterdrückten!
Am 15.Dezember fand der erste Durchgang der Volksabstimmung statt. Das
Resultat wurde kurz nach Ende des zweiten Durchgangs am 22.Dezember
veröffentlicht:  64%  stimmten  für  die  neue  Verfassung,  die  in  ihrem
islamistischen Charakter reaktionär ist.  Die Sharia sei  die Grundlage der
Gesetzgebung,  Frauenrechte  werden  explizit  nicht  genannt,  religiöse
Minderheiten werden unterdrückt und die Macht liegt unverändert in den
Händen des Militärapparates. Der Staat soll die ethischen Werte, die Moral
und  Recht  und  Ordnung  waren,  gibt  sich  jedoch  selbst  einen  großen
Spielraum, seine Machtbefugnisse zu interpretieren. Das Referendum ist eine
Vorankündung  des  Sieges  der  Konterrevolution.  Es  bedeutet  einen
Rückschlag  für  die  Opposition  und  eine  Stärkung  des  neuen  –  doch  in
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Wahrheit alten – Regimes der Muslimbruderschaft.

 

Im Kampf um die neue Verfassung gab Präsident Mursi sich selbst die Macht
darüber,  dass  die  Entscheidung  nicht  vom  Gericht  angefochten  werden
könne, und erklärte dies als Notwendigkeit zur Sicherheit der Revolution. Er
sieht  sich  im  Kampf  gegen  Teile  des  Staatsapparat  des  alten  Mubarak-
Regimes, welches immer noch die Judikative kontrolliert. Das erklärt auch,
warum nur drei Repräsentanten des alten Regimes im Zuge der Revolution
angeklagt wurden. Seine Angst davor, das Gericht könnte die gesetzgebende
Versammlung auflösen, veranlasste ihn dazu, sich selbst immer stärker zu
bemächtigen und das Referendum im Eilverfahren durchzupeitschen.

Dies  verursachte  große  Proteste  gegen  die  Selbstermächtigung  des
Präsidenten und gegen die Abstimmung über die Verfassung. Zwar erheben
sowohl bürgerliche Kräfte wie die Liberalen und sogar die offen reaktionären
Kräfte wie die Unterstützuer des alten Regimes ihre Stimmen, die sozialen
Wurzeln der Bewegung lagen jedoch woanders. Die oppositionelle Allianz, wo
auch kleinere sozialistische Kräfte involviert waren, und die radikale Jugend
lösten Massendemonstrationen aus, die zu einer politischen Krise führten, in
der  die  Muslimbruderschaft  und die  Salafisten ihren waren reaktionären
Charakter  enthüllten.  Diese  massiven  Proteste  zwangen  Mursi  seine
diktatorischen Befugnisse auszugeben, nicht jedoch die Abstimmung und die
Verfassung.

Während  der  Proteste  kam es  zu  vielen  Zusammenstößen  zwischen  den
oppositionellen  Demonstranten  und  den  Unterstützern  Mursis.  Teile  der
Muslimbruderschaft  und  der  Salafisten  begannen  die  Demonstrantionen
anzugreifen, was zum Tod von 5 Menschen und 700 Verletzten führte. Als
eine Reaktion auf diese Attacken der Islamisten setzten radikale Jugendliche
ein Büro der Muslimbruderschaft in Brand. Präsidenten Mursi gab daraufhin
dem Militär die Erlaubnis, Personen festzunehmen und stationierte Panzer
und Soldaten nahe dem Präsidentenpalast. Obwohl das Militär behauptete,
nicht in die Proteste einzugreifen, war es klar, dass sie die Demonstranten
einschüchtern sollten und natürlich jederzeit für eine Intervention im Notfall



bereit standen.

Der progressivste und militanteste Teil der Bewegung ist die Jugend, die zu
großen Teilen zu linken und anarchistischen Positionen tendieren. Das ist
kein  Zufall,  denn  die  Jugend  in  Ägypten  leidet  am  meisten  unter  der
Wirtschaftskrise. Bis heute sind etwa 75 Prozent der Jugendliche zwischen 15
und 28 Jahren arbeitslos. Den größten Einfluss der Jugend trägt wohl die
Bewegung  des  6.Aprils,  die  eine  große  Kraft  für  Mobilisierungen  bot.
Trotzdem bezeichnet sich die Bewegung selbst nicht als Partei und kann die
radikalsten Jugendlichen nicht mit einer revolutionären Perspektive an sich
binden. Die Jugend muss jedoch dazu bereit sein, ihren Kampf mit dem von
anderen sozialen Gruppen zu verbinden, allen voran mit der organisierten
Arbeiterklasse, die als einzige Gruppe der Gesellschaft die Macht hat, die
Regierung und die Unternehmen unter Druck zu setzen durch einen Streik,
und die als einzige die Form der Produktion und damit die ganze Gesellschaft
neu organisieren kann. Deshalb braucht es eine unabhängige Organisation
der Jugend, aber auf einem klaren und revolutionären Programm, welches
die Arbeiterklasse leitet.

Die Arbeiterklasse leidet ebenso wie die Jugendlichen, die Frauen oder die
Migranten  am  stärksten  unter  der  kapitalistischen  Krise  und  dem
reaktionären Regime. Die soziale und politische Krise spitzt sich mit einer
immer größer werden Lücke zwischen Arm und Reich zu. Die Wirtschaft liegt
brach unter fehlenden Einkommen durch ausländische Investoren und den
ausbleibenden Tourismus. Präsident Mursi musste einen Kreditantrag an den
IWF in Höhe von 4,8 Milliarden Dollar stellen, welcher normalerweise mit
Kürzungen verbunden ist, insbesondere bei Energiesubventionen, Anhebung
der  Mehrwertsteuer  und  einer  höheren  Besteuerung  des  Einkommens.
Obwohl  der  Präsident  auf  eine  Erhöhung  der  Steuern  kurz  vor  dem
Referendum verzichten wollte, was dem IWF missfiel, muss man dies als eine
Taktik in Bezug auf die Volksabstimmung sehen. Der Kredit und die damit
verbunden Kürzungen werden im nächsten Jahr  kommen und das Leben
vieler  Arbeiter,  Bauern  und  der  Armen  in  Ägypten  ruinieren..  Die
Arbeiterklasse  und  die  Gewerkschaften  müssen  den  Kampf  gegen  diese
Kürzungen aufnehmen, ebenso wie dem Kampf gegen die Regierung und die



Muslimbruderschaft.  Diese  versucht  die  Gewerkschaften  auf
undemokratische Weise unter ihre Kontrolle zu bringen, in dem sie deren
Führungspositionen  mit  Leuten  besetzt,  die  vom  Arbeitsminister  für
Führungspositionen vorgeschlagen werden. Auch hat die Regierung unter
Führung der Muslimbruderschaft ein Gesetz zur Freiheit der Gewerkschaften
verabschiedet. Mursis Versuche, die Gewerkschaften unter seine Kontrolle zu
bringen und zu schwächen sind die Vorbereitung für einen großen Schlag
gegen  die  Arbeiterklasse.  Das  ist  der  Grund,  warum  der  Kampf  der
Arbeiterklasse  und  der  Gewerkschaften  auch  ein  Kampf  gegen  die
Muslimbruderschaft  und  die  Verfassung  sein  muss.

Die verfassungsgebende Versammlung wird von der Muslimbruderschaft und
den Salafisten dominiert und repräsentiert nicht das Volk. Sie wurde vom
Parlament  fast  ohne  Diskussion  um  das  Wahlverfahren  und  ohne  ein
Minimum an Frauen oder Repräsentanten religiöser Minderheiten gewählt
und wurde deshalb von vielen Liberalen boykottiert. Zudem berichtete die
Jugendbewegung  6.  April,  dass  Wahllokale  zu  spät  öffneten  und  die
Muslimbrüder  Wähler  bedrängte.  Die  Bewegung  schickte  Mitglieder  in
verschiedene Städte, um die Abstimmung zu beobachten. In Damietta boten
Islamisten den Wählern Geld dafür, wenn sie für die Verfassung stimmten, in
der Provinz Menufija musste ein Richter seine Wahlhelfer entlassen, weil er
versuchte die Wähler von der Verfassung zu überzeugen. Auch Priester in
Moscheen  riefen  zur  Abstimmung  für  die  Verfassung  auf.  Trotzdem
behaupten  die  Muslimbruderschaft  und  die  Salafisten  weiterhin,  die
Verfassung  vertrete  den  Willen  des  Volkes,  und  zwar  auch  bei  einer
Wahlbeteiligung von lediglich 32 Prozent.

Eine  repräsentative  Verfassung  muss  eine  Verfassung  der  Massen  der
Arbeiter,  der  Bauern und der  Jugend sein.  Es  muss  eine  gesetzgebende
Versammlung geben, die von demokratischen Räten in den Bezirken, den
Städten und an den Arbeitsplätzen gewählt wird, wobei diese Delegierten
jederzeit wähl- und abwählbar sind. Diese Räte müssen die Versammlung
kontrollieren und eine Macht bilden, die den bürokratischen Staatsapparat
herausfordern  kann.  Diese  Räte  müssen  sich  Selbstverteidigungsorgane
schaffen und Arbeiter- und Bauernmilizen gründen. Das ist der einzige Weg,



eine Verfassung im Sinne der Massen zu garantieren.

Aber das ist noch nicht genug. Eine neue, revolutionäre Verfassung kann sich
nicht selbst auf eine demokratische beschränken, solange sie es anstrebt, die
Lebensbedingungen der Menschen zu verbessern, so lange sie Ausbeutung,
Unterdrückung und die Existenz der Kapitalistenklasse beenden will.  Die
Kapitalisten  werden  jede  demokratische  Reform  bekämpfen,  mit  allen
Mitteln,  sobald  sie  zu  einer  Gefahr  für  ihre  Herrschaft  und ihren Profit
werden könnte.  Die Revolution muss nun also eine Schritt  weiter gehen,
demokratische Räte aufbauen und eine Doppelmachtstruktur entwickeln. Sie
muss sich selbst bewaffnen, sie muss die Macht übernehmen und sie in den
Räten der Arbeiter, Bauern, Jugendlichen und der Armen ausbauen. Sie muss
eine  revolutionäre  Verfassung  beschließen,  die  die  Kapitalisten  und  die
Grundherren entmachtet und im gleichen Zug die wichtigen Unternehmen
und Fabriken unter Arbeiterkontrolle verstaatlicht. Das wäre der Schritt zu
einer sozialistischen Gesellschaft in Gerechtigkeit, Freiheit und Gleichheit.
Dies  fordert  den  Aufbau  einer  Arbeiterpartei  auf  Grundlage  eines
revolutionären,  kommunistischen  Programms,  das  für  die  Herrschaft  der
Massen  und  für  eine  sozialistische  Verfassung  durch  die  Doppelmacht
kämpft.  Im  Augenblick  werden  die  Parlamentswahlen  nach  der
angenommenen  Verfassung  eine  wichtiger  Prozess  voller  politischer
Konflikte sein und die optimale Möglichkeit bieten, eine eben solche Partei
zu gründen!

Eine Resolutionn der Internationalen Revolution Leitung ( Revolution
International Council)

Ägypten:  Die  Permanente

https://onesolutionrevolution.de/agypten-die-permanente-revolution-vorantreiben/


Revolution vorantreiben
Seit  Donnerstag  den  22.  November  gibt  es  wieder  Massenproteste  in
Ägypten, welche das Ausmaß der Revolution von 2011 besitzen. Sie richten
sich gegen den vor 5 Monaten gewählten Präsidenten Mohammed Mursi.
Dieser  hatte  an  jenem Tag  ein  Dekret  erlassen,  welches  ihn,  sowie  die
verfassungsgebende  Versammlung  für  die  Justiz  und  das  Parlament
unantastbar macht. Die militanten Jugendlichen auf der Straße sehen darin
den  direkten  Versuch  eine  präsidiale  Diktatur  aufzubauen,  die  der  von
Mubarak in nichts nach steht und fordern überall im Land den Sturz von
Mursi.

Massendemonstration auf  dem
Tahrir Platz

Die Massenbewegung greift  allerdings nicht nur Mursi  sondern auch die
hinter ihm stehende Muslimbruderschaft an. Diese kontrolliert momentan die
verfassungsgebende  Versammlung  und  versucht  dort  eine  Verfassung
durchzubringen,  die  Ägypten  zu  einem  islamistischen  Staat  mit
weitreichenden Repressionsmöglichkeiten machen würde. Ihren reaktionären
Charackter zeigt die Muslimbruderschaft nicht nur in bürokratischer Manier
innerhalb von Staatsgremien sondern auch aktiv auf der Straße. So kam es in
den letzten Tagen zu mehreren Attacken auf Anti-Mursi Demonstrationen,
welche blutig endeten. Die Reaktion der revolutionären ägyptischen Jugend
darauf waren Angriffe auf Büros der Muslimbruderschaft.

Welche Macht die Demonstrationen und Platzbesetzungen der letzten Tage
haben, zeigte sich am Samstag den 8. Dezember. Am Abend dieses Tages sah
sich Mursi gezwungen seine Dekrete zur Machtausweitung zurück zunehmen
um sein Amt nicht zu gefährden. Die Antwort der Opposition ist richtig. Sie
gehen nicht auf die Versöhnungsangebote der Regierung ein, sondern wollen
den  Kampf  fortsetzen,  wenn  auch  mit  geteilten  Zielen.  Die  gemäßigte
bürgerliche  Opposition  will  weiter  Widerstand  leisten,  bis  die
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Volksabstimmung über die  islamistische Verfassung verschoben wird,  die
radikalen  Jugendlichen  wollen  Mursis  endgültigen  Sturz,  sowie
weitreichende demokratische und soziale Veränderungen. So kam es auch
nach der Zurücknahme der Dekrete unter anderem Kairo,  Alexandia und
Gizeh zu Massendemonstrationen.

Die ägyptischen Unterdrückten haben seit der Revolution gegen Mubarak die
Erfahrung gemacht,  dass es  nicht  ausreicht  den Kopf  eines grundlegend
falschen Systems auszutauschen um sich zu befreien. Nein viele von ihnen
wissen,  dass  das  System  gestürzt  werden  muss  um  eine  wirkliche
Veränderung herbeizuführen. Das Problem liegt eher darin, dass die meisten
aber nicht  wissen wie das System zu stürzen ist  oder  bzw.  was danach
kommen soll. Trotzdem sind erste Ansätze in diese Richtung zu erkennen, so
verbinden  sich  Teile  der  demokratischen  Bewegung,  mit  den
gewerkschaftlichen  Kämpfen  der  Textilindustrie  am  Nil.  Dies  hat  eine
besondere Bedeutung, nicht nur weil sie so deren Kampf zu ihrem machen
und ihren gemeinsamen Feind immer deutlicher erkennen, sondern auch
weil so aus der bloßen demokratischen Frage eine soziale wird.

Ziel  der  Revolutionäre  muss  es  sein,  den  Kampf  weiter  zu  treiben  und
zuzuspitzen.  Aus  der  demokratischen  Bewegung  muss  eine  Bewegung
werden,  die  die  Grundlage  für  ihre  Probleme  in  der  kapitalistischen
Unterdrückung und der  imperialistischen Ausbeutung sieht  und dagegen
kämpft. Neben Demonstrationen und Platzbesetzungen muss ein wichtiges
Mittel  im  kampf  für  diese  Ziele  der  politische  Streik  und  letztlich
Generalstreik  werden.  Hierfür  müssen  die  militanten  Arbeiter_innen  der
ägyptischen Gewerkschaften gewonnen werden. Nur durch einen politischen
Generalstreik können die Kräfte die hinter Mursi stehen,  angegriffen und
unter  Druck  gesetzt  werden.  Denn  egal  ob  Imperialisten,  Textilfabrik-
Besitzer oder Militär Generäle, sie sind alle Teil der herrschenden Klasse und
speisen ihre Macht aus dem Privateigentum an Produktionsmitteln.

Doch letztlich kann die sozialistische Revolution nur gelingen, wenn es den
zersplitterten  linken  Kräften  in  Ägypten  gelingt  gemeinsam  eine
sozialistische Arbeiterpartei aufzubauen die gestützt auf eine kämpferische
Massenbasis für ein Programm der Permanenten Revolution kämpft und die

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2012/12/egypt-revolution-poster-2-221x300.jpg


Forderungen der Bewegung umsetzt.

Ein Artikel von David Pfeifer, REVOLUTION Stuttgart

Stoppt  die  israelische
Aggression gegen Gaza!
Gaza wird erneut von der israelischen Armee angegriffen. Am 14. November
startete sie die Operation „Säulen der Verteidigung“ (Pillar of Cloud) mit
einer  ganzen  Serie  von  Luftangriffen.  Seither  steigen  Rauchsäulen  aus
bombardierten Gebäuden.  Schon nach den ersten Tagen wurden bei  den
Luftangriffen 19 Menschen – davon 14 ZivilistInnen – getötet. Unter ihnen
befand sich  Ahmed Jabari,  der  militärische  Anführer  der  Hamas.  Darauf
regierten  palästinensische  KämpferInnen  mit  dem Abfeuern  von  Raketen
iranischer  und  russischer  Bauart  oder  mit  selbst  fabrizierten  Qassam-
Raketen  und  Mörsern.  Dabei  wurden  drei  Israelis  getötet  und  die
Randbezirke von Tel Aviv, wenn auch recht harmlos getroffen – aber erstmals
seit 1991.

In derselben Nacht, als die Luftangriffe gestartet wurden, ordnete Israels
Premier Netanjahu die Mobilmachung von 30.000 ReservistInnen für einen
Bodenangriff  auf Gaza an. Infanteriebataillone wurden in Marsch gesetzt,
Panzer, Artillerie und Fahrzeuge an die Grenze verlegt.

Das alles sieht nach einer Wiederholung der Operation „Gegossenes Blei“
(Cast  Lead)  aus.  Unter diesem Namen führte Israel  2008/09 den letzten
brutalen Krieg gegen Gaza. Dabei wurden 1.400 Menschen, v.a. ZivilistInnen,
getötet  und  die  ohnedies  überaus  schlechte  Infrastruktur  des  Landes  –
Häuser, Krankenhäuser, Schulen – weitgehend zerstört. In den letzten drei
Jahren  wurden  diese  trotz  der  Blockade  zumindest  teilweise  und  unter
enormen Entbehrungen wieder aufgebaut – zweifellos ein verlockendes Ziel
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für die rachsüchtige brutale Führung, die den Apartheid- und Siedlerstaat
Israel anführt.

Zweifellos gibt es aber wichtigere Ziele für den Angriff: Am 22. Januar finden
vorgezogene  Parlamentswahlen  in  Israel  statt.  Um  eine  Niederlage
angesichts eines unpopulären Austeritätsbudgets zu vermeiden, könnte ein
Krieg,  dessen  Opfer  die  PälestinenserInnen  wären,  dabei  Netanjahus
Wahlchancen erhöhen. In diesem Zusammenhang sollte niemand vergessen,
dass  auch  die  Wahlen  2009  inmitten  der  Operation  „Gegossenes  Blei“
stattfanden.

Ein anderer Grund hängt mit dem drohenden Angriff Israels auf den Iran
zusammen.  Falls  Israel  Bomber  gegen  iranische  Nuklearanlagen  und
wahrscheinlich große Teile seiner militärischen Infrastruktur schickt, möchte
es nicht, dass selbst die recht schwachen Raketen der Hamas in Tel Aviv
einschlagen könnten. Zweifellos will Netanjahu, der sich einen Wahlsieg Mitt
Romneys gewünscht hatte, auch testen, wie weit er unter Obama gehen kann
– doch dabei hat die israelische Regierung sicher wenig Grund zur Sorge.

Sicher ist in jedem Fall, dass die israelischen Angriffe keine Reaktion auf
Raketenangriffe aus Gaza sind. In Wahrheit ist das Gegenteil der Fall. Der
Bruch des Waffenstillstands zwischen Hamas und der israelischen Armee,
der seit 2009 in Kraft war, geht auf eine Serie mörderische Anschläge Israels
im September und Oktober zurück, als 57 PalästinenserInnen umkamen und
257 verletzt wurden – 209 infolge von Angriffen durch israelische Raketen,
69 durch Gewehrfeuer und 18 durch Panzerbeschuss. So wurden z.B. vier
Jugendliche beim Fußballspiel durch israelische Artilleriegranaten getötet.

Am  5.  November  wurde  ein  20jähriger  geistig  Behinderter,  Ahmad  al-
Nahabeen, erschossen, als er der Grenze zu nahe kam. Am 8. November
wurde  ein  13jähriger  beim  Spiel  vor  seinem  Haus  von  gepanzerten
Fahrzeugen der israelischen Armee umgebracht. Als Vergeltung wurden eine
Reihe Raketen abgefeuert. Aber es scheint, dass Hamas daraufhin – am 12.
November – einen Waffenstillstand angeboten hat. Darauf deuten jedenfalls
Berichte israelischer Medien hin, dass Unterhändler über eine langfristige
Feuerpause verhandelte hätten. Doch genau zu diesem Zeitpunkt begann die



Offensive.

Diese  Fakten  zeigen,  dass  Israel  –  weit  davon  entfernt,  eine  Insel  der
„Demokratie“ im Nahen Osten zu sein – in einem permanenten Kriegszustand
gegen die  palästinensische Bevölkerung und der  Aggression gegen seine
Nachbarn  existiert.  Der  zionistische  Staat  baut  nicht  nur  ständig  seine
Siedlungen in der West-Bank aus und macht damit jede Aussicht auf einen
lebensfähigen Staat in der West-Bank zu reiner Makulatur; er führt auch
immer wieder Strafexpeditionen nach Gaza durch, um all das zu zerstören,
was die 1,7 Millionen EinwohnerInnen in ihrer winzigen Enklave aufgebaut
haben.

Wie  zu  erwarten,  haben  die  USA,  Großbritannien,  Deutschland  und  die
anderen  Länder  der  EU  die  Raketenangriffe  der  PalästinenserInnen  auf
Israel verurteilt und die mörderischen Angriffe Israels gerechtfertigt – im
Namen des „Rechts, seine StaatsbürgerInnen zu verteidigen“. So erklärte der
Sprecher  des  US-Verteidigungsministeriums,  Mark  Toner:  „Es  gibt  keine
Rechtfertigung  für  die  Gewalt,  die  Hamas  und  andere  terroristische
Organisationen  gegen  das  israelische  Volk  anwenden.“

Die EU-Außenbeauftragte Catherine Ashton erklärte: „Die Raketenangriffe
der Hamas und anderer Fraktionen im Gaza, die die gegenwärtige Krise
herbeigeführt haben, sind ganz und gar unakzeptabel für jede Regierung und
müssen gestoppt werden. Israel hat das Recht, sein Bevölkerung gegen diese
Art von Angriffen zu schützen.“

Der deutsche Außenminister Guido Westerwelle sagte: „Es ist offenkundig,
dass Israel eine legitimes Recht hat, sich selbst zu verteidigten und seine
StaatsbürgerInnen  vor  Raketenangriffen  aus  dem  Gaza-Streifen  zu
schützen.“

Und  der  „Friedensgesandte“  des  sog.  Nahost-Quartetts  (USA,  UN,  EU,
Russland), Tony Blair, erklärte im Fernsehen: „Falls der Raketenbeschuss
aus Gaza, der sich gegen israelische Städte und Dörfer richtet, weitergeht,
wird die Vergeltung zunehmen. Rund eine Million Menschen (in Israel) sucht
jede Nacht Schutz. Keine Regierung, deren BürgerInnen unter diesem Druck



stehen, kann verhindern, dass sie selbst unter Druck gerät, aktiv zu werden.“

Und was ist mit den 1,7 Millionen Menschen in Gaza, die ohne Schutzräume
dastehen?  Die  kommen  in  der  Welt  des  „Bombers  von  Bagdad“  Blair
offenkundig nicht vor. Der UN-Sicherheitsrat hat eine Dringlichkeitssitzung
anberaumt,  kam  aber  zu  keiner  Entscheidung  –  zweifellos  wegen  des
westlichen Vetos gegen die leiseste Kritik am Verhalten Israels und seine
Angriffe  auf  die  eingesperrte  und gepeinigte  Bevölkerung Gazas.  Wieder
einmal  führen  die  „westlichen  Demokratien“  der  ganzen  arabischen  und
muslimischen Welt ihre bedingungslose Unterstützung für den zionistischen
Wachhund  des  Imperialismus  vor  Augen.  Nur  jemand  wie  George  Buch
konnte sich dann noch fragen, warum „hassen sie uns“?

Die  wirtschaftlichen  und  strategischen  Interessen  der  imperialistischen
Mächte  wiegen  nun  einmal  viel  mehr  als  ihre  angeblichen  Sorgen  um
Menschenrechte und Demokratie. Nachdem der zionistische Siedlerstaat als
„westlicher“ Vorposten installiert  worden war,  um die arabische Welt  zu
spalten, besser auszubeuten und zu beherrschen, war und ist natürlich auch
keine andere Haltung dieser Mächte zu erwarten.

In den imperialistischen Ländern, wo die Herrschenden alles und jede Aktion
des  zionistischen  Staates  unterstützen,  ist  es  unsere  Pflicht  als
InternationalistInnen und Anti-ImperialistInnen, gegen den brutalen Angriff
auf Gaza wie schon 2008/09 zu mobilisieren. Wir müssen uns dieser Aufgabe
stellen!  Wir  treten für  einen Boykott  aller  israelischen Institutionen und
Unternehmen ein – an den Unis, in der Industrie, im Handel.

Die  Gewerkschaften,  Studenten-  und  Jugendorganisationen,  alle
fortschrittlichen Kräfte müssen den israelischen Angriff verurteilen und ihre
eindeutige Unterstützung des palästinensischen Widerstands erklären. Wir
weisen entschieden das Argument zurück, dass Opposition zum Staat Israel
und  seiner  rassistische  Politik  der  ethnischen  Säuberung  der
PalästinenserInnen  anti-semitisch  wäre.  In  Wirklichkeit  ist  eine  klare
Unterstützung  der  Unterdrückten,  das  beste  Mittel  zu  internationalen
Solidarisierung  und  auch  eine  wichtige  Unterstützung  für
die Minderheit anti-zionistischer Kräfte in Israel selbst.



Die wichtigste und unmittelbarste Hilfe für die PalästinenserInnen könnte
jedoch aus  den Ländern kommen,  wo der  arabische Frühling Diktatoren
gestürzt hat, die Israel unterstützten. Allen voran geht es dabei um Ägypten.
Die  Tatsache,  dass  Präsident  Mursi  seinen  Premierminister  nach  Gaza
gesandt hat, zeigt, dass er unter Druck von unten steht. Die revolutionäre
Jugend  und  die  Massen,  die  mit  den  PalästinenserInnen  sympathisieren,
müssen  jedoch  mehr  fordern  als  leere,  rein  diplomatische  Gesten  –  die
Öffnung der Grenze nach Gaza, so dass Nahrungsmittel, Medizin und Waffen
die belagerte Bevölkerung zu erreichen können.

Stoppt den brutalen Angriff auf Gaza!
Für einen Boykott Israels und seiner Institutionen im Ausland durch
die Arbeiterklasse und Jugend!
Sieg dem palästinensischen Befreiungskampf!
Nieder mit dem zionistischen Apartheidstaat!

Resolution des Internationalen Sekretariats der Liga für die Fünfte
Internationale, Übernommen aus: Infomail 655, 17. November 2012

Jugend  im  Aufbruch  –
Generalstreik Europaweit

Jugendliche  Militante  in  Italien  in
der  ersten  Reihe  des  Widerstands
b e i  d e n  e u r o p a w e i t e n
Streikaktionen am 14.11. gegen die
Spardiktate  der  Monit-Regierung
und  der  Auswi rkungen  der
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kapitalistischen  Krise.

Jugend im Aufbruch? Für viele Jugendliche in Europa müsste es doch eher
heißen: „Jugend am Rand der Verzweiflung“. Denn die Jugendarbeitslosigkeit
in Ländern wie Spanien oder Griechenland liegt schon längst über 50%. Die
Krise des Kapitalismus trifft uns Jugendlichen am härtesten. Wir verlieren als
erste unseren Job,  wenn wir  einen finden,  ist  er  schlechter bezahlt.  Wir
haben weniger Rechte, ob in der Bildung oder am Arbeitsplatz und werden
permanent  von der  Hetze der  Medien für  den „Verfall  der  Gesellschaft“
verantwortlich gemacht. Dabei ist es der Kapitalismus und seine Krise, die
diesen Zerfall bewirken. Warum also Aufbruch?

Gesellschaftliche  Krisen  bergen  auch  einen  gewaltigen  Sprengstoff  für
Veränderungen in  sich.  Wir  Jugendlichen  sind  dieser  Sprengstoff.  Ob  in
Athen, Madrid, London oder Berlin – Wir sind die ersten, die sich über die
Ungerechtigkeit  dieses  Systems empören.  Wir  haben wenig zu verlieren,
aber alles zu gewinnen.

Auch die Illusion, dass dieses System „verbesserbar“ ist, haben viele von uns
nicht. Wir wissen, dass der Zerfall des Kapitalismus nicht aufzuhalten ist,
sondern dass er gestürzt und durch eine befreite Gesellschaft ersetzt werden
muss. Wir haben uns nicht wie die ältere Generation mit einigen „Privilegien“
abgefunden. Wie auch? Doch es fehlt uns an Organisation. Wir stehen zwar
immer in den ersten Reihen des Widerstandes, sind jedoch auch immer die
ersten, die von den reformistischen und sozialdemokratischen Führungen der
Proteste verraten und verleumdet werden.

Wir brauchen unsere eigene unabhängige Jugendorganisation! Doch diese
Organisation muss Hand in Hand mit der gesamten Bewegung gegen die
Angriffe der Kapitalist_innen stehen. Zwar lehnen wir die reformistischen
Führungen  der  jetzigen  Bewegungen  ab,  doch  wir  fühlen  uns  mit  den
Kämpfen der Arbeiter_innen verbunden.

Die Massenproteste der letzten Monate, der europäische Aktionstag am 14.
November sind ein erster Schritt,  diese Bewegung zu radikalisieren, den
Bruch  mit  der  Politik  der  faulen  Kompromisse  vorzubereiten  –  für  ein



revolutionäres  Programm.  Der  nächste  Schritt  muss  ein  europaweiter,
unbefristeter Generalstreik sein. Besonders wir Jugendlichen in Deutschland
haben  eine  große  Verantwortung,  Solidarität  und  Widerstand  mit  den
Jugendlichen  in  Südeuropa  zu  organisieren:  Denn  „unsere“  Regierung
Merkel ist die Triebkraft für die historischen Angriffe in Südeuropa und die
Beispiellose  Verarmungspolitik.  Nur  wenn  wir  uns  mit  den  kämpfenden
Jugendlichen in Südeuropa verbinden, kann Europa eine Zukunft haben:
Ein  Europa,  das  nicht  den  Kapitalist_innen  gehört,  sondern  uns.  Die
vereinigten  sozialistischen  Staaten  von  Europa!

Doch dafür brauchen wir eine Organisation, die uns gehört. Bau mit uns
REVOLUTION  auf,  organisiere  den  Widerstand,  werde  mit  uns  aktiv  in
Aktionskomitees gegen die Krise!

Keine  weiteren  Sparpakete,  Rücknahme  aller  Kürzungen  und
Entlassungen! Solidarität und Widerstand europaweit organisieren!
Reichtum  besteuern  –  Bildung  finanzieren,  Arbeits–  und
Ausbildungsplätze für alle, bei einem Mindestlohn von 12 Euro für
Jung und Alt! Nein zu unbezahlten Praktika, Leih- und Kurzarbeit!
Banken  enteignen  und  unter  Arbeiterkontrolle!  Wenn  die
kapitalistischen Regierungen die Krise auf uns abladen, müssen wir
sie stürzen!

Organisationsaufruf, REVOLUTION-Deutschland

In Stuttgart und Berlin organisieren wir zu diesen Themen Veranstaltungen.
Dort wollen wir die Streiks und Demonstrationen in den jeweiligen Städten,
sowie  europaweit  diskutieren.  Darüber  hinaus  wollen  wir  uns  der  Frage
widmen, was jetzt kommen muss, um die Angriffe der Kapitalist_innen und
ihrer Regierungen aufzuhalten – Wie wir Jugendlichen uns für eine befreite
Gesellschaft organisieren können.

19.11.|  18.00  Uhr|  Berlin|Florastraße  84  im  unabhängigen
Jugendzentrum  Pankow

21.11.|  18.00  Uhr|Stuttgart|Schwabstr./Bebelstraße  im  Jugendhaus
West



Neues  Sparpaket  in
Griechenland  –  Stürzt  die
Regierung

48-Stunden  Generalstreik  in
Griechenland:  Demonstration  am
Mittwoch  in  Athen.

Seit Montag letzter Woche wird Griechenland von einer neuen Welle Streiks
und Protesten erschüttert. Der Grund dafür ist ein neues Sparpaket, dass am
Mittwoch  Abend  mit  hauchdünner  Mehrheit  im  Parlament  verabschiedet
wurde. Auf Druck der Troika sollen nun weitere 18,5 Milliarden Euro bis
2016 eingespart werden. Das neue Sparpaket sieht weitere Entlassungen,
Steuererhöhungen, Kürzungen bei Renten, sowie im Gesundheitswesen und
bei Sozialem vor.

 

Die Reaktion war ein 48 stündiger Generalstreik am Dienstag und Mittwoch,
dem bereits am Montag erste Streiks vorausgingen. Doch obwohl die Streiks
weitläufige  Unterstützung  bekamen  –  selbst  viele  kleine  Händler  und
Selbstständige schlossen am Dienstag und Mittwoch ihre Geschäfte – konnte
die Regierung aus DIMAR, PASOK und Nea Demokratia eine Mehrheit auf
sich vereinigen.

Allerdings  enthielten  sich  die  Abgeordneten  DIMAR´s,  einer
Rechtsabspaltung Syrizas. Auch einige PASOK-Abgeordnete stimmten nicht
mit  der  Regierung,  6  Mitglieder  wurden  daraufhin  aus  der  Fraktion
ausgeschlossen, ein weiteres Mitglied trat selbständig am Donnerstag aus.
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Bereits vier Monate nach den Neuwahlen, scheint auch diese Regierung kurz
vor  dem  Zusammenbruch  zu  stehen.  Die  Angriffe  des  Kapitals  gehen
allerdings  ungehindert  weiter,  daran  konnte  auch  der  48  stündige
Generalstreik  nichts  ändern.

Während Troika und griechisches Kapital die Machtfrage von oben stellen,
organisieren  die  aktuellen  Führer  der  Arbeiterbewegung  letztlich
symbolische Aktionen. So können weitere Angriffe und die näher rückende
Gefahr  des  erstarkenden  Faschismus  jedoch  nicht  besiegt  werden.  In
Griechenland,  wo mittlerweile unter Erwachsenen jeder Vierte und unter
Jugendlichen sogar mehr als die Hälfte Arbeitslos sind, stellt sich die Frage
nach „Sozialismus oder Barbarei“ immer schärfer.

Doch anstatt den Sturz der jetzigen Regierung durch einen unbefristeten
Generalstreik  herbeizuführen,  folgt  die  stalinistische  KKE  weiter  ihrem
sektiererischen Kurs und verschleiert ihre Passivität in radikalen Phrasen.
Auch die Syriza-Mehrheit, die sich vor allem auf Synaspismos stützt, ist nach
wie vor gegen einen unbefristeten Generalstreik. Das liegt vor allem daran,
dass die reformistische Führung auf Neuwahlen hofft und auf die Option
selbst die bürgerlichen Staatsgeschäfte in die Hand nehmen zu können.

Am Donnerstag streikten jedoch die Arbeitenden bei Bussen und Metro in
Athen weiter.  In  vielen  gewerkschaftlichen Sektoren wird  die  Frage des
unbefristeten Generalstreiks mittlerweile offen diskutiert. Und das ist auch
richtig so! Denn der Stopp der Sparpakete kann nur noch Hand in Hand mit
dem Sturz der bürgerlichen Regierung gehen. Umso wichtiger ist es daher,
offen die Frage aufzuwerfen, was danach kommt.

S t r e i k k o m i t e e s ,  S t a d t t e i l v e r s a m m l u n g e n  u n d
Selbstverteidigungsstrukturen gegen die  Angriffe  der  Faschisten und

des Staates müssten während eines solchen Streiks aufgebaut werden. Der
Sturz  der  DIMAR,  PASOK,  ND  Regierung  durch  einen  unbefristeten
Generalstreik  sollte  jedoch  nicht  in  Neuwahlen  münden,  sondern  in  der
Bildung einer Arbeiterregierung. Sowohl die Gewerkschaften, als auch KKE
und Syriza müssten aufgefordert werden, sich an einer solchen Regierung zu
beteiligen.
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Doch die Bildung einer – letztlich bürgerlichen – Arbeiterregierung könnte
und wollte die Situation nicht in Richtung Revolution treiben. Revolutionäre
müssten daher den politischen Kampf für die Entwaffnung von Militär und
Polizei,  den  Aufbau  von  Räten  und den  Schutz  dieser  durch  bewaffnete
Milizen der Bewegung vorantreiben, dadurch das Vertrauen der Jugendlichen
und Arbeiter_innen als entschlossenster Flügel der Revolution gewinnen. Ein
Kampf,  der  nur  in  dem endgültigen Sturz  des  bürgerlichen Staates,  der
Enteignung der Kapitalist_innen und der Errichtung einer demokratischen
Planwirtschaft münden könnte.

Die  aktuellen  Kämpfe  in  Griechenland  und  die  Auseinandersetzungen
innerhalb  der  Arbeiterbewegung  gegen  die  reformistische  Führung,
brauchen  unsere  volle  Unterstützung.  Eine  isolierte  griechische
Arbeiterbewegung, eine isolierte griechische Revolution könnten nicht auf
Dauer erfolgreich sein. Die Generalstreiks in Griechenland, die Streiks in
Südeuropa werfen immer mehr die Frage eines europaweiten Generalstreiks
auf – die Frage nach den vereinigten sozialistischen Staaten von Europa.

 Ein Artikel von Georg Isamel, REVOLUTION Berlin

14.  November  –  Europaweit
Streiken!
Am  14.  November  wird  es  in  etlichen  Ländern  Südeuropas  einen
koordinierten Generalstreik gegen die Krise geben. Die ersten Zeichen
machen deutlich, dass die Krise auch nach Deutschland zurückkehrt. Daher
werden  in  mehreren  Großstädten  Solidaritätsdemonstrationen  am  14.
November von Solidaritäskomitees und Antikrisenbündnissen organisiert, an
denen sich auch REVOLUTION aktiv beteiligt. Wir veröffentlichen daher den
Bündnistext des Berliner Solidaritäskomitees für die Demonstration am 14.
November und rufen insbesondere alle Jugendlichen dazu auf, an diesem Tag
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nicht nur solidarisch zu sein, sondern den Kampfgeist und die Militanz der
Südeuropäischen Jugend im Kampf gegen das Kapital nach Deutschland –
zurück ins Herzen der Bestie – zu tragen:

Auf  zum  Europäischen  Aktionstag!  Gemeinsam  gegen  die  Krise
kämpfen!

In  den  letzten  Monaten  hat  der  Druck  der  Troika  und  der  nationalen
Regierungen  auf  die  arbeitende  und  arbeitslose  Bevölkerung,  die
Rentner_innen und die Jugendlichen in den südeuropäischen Ländern nicht
nachgelassen. Im Gegenteil: In Portugal, Spanien, Griechenland und anderen
Ländern sollen noch weitere Sparpakete durchgedrückt werden.

Gleichzeitig gibt es in all diesen Ländern weiterhin Widerstand. So gibt
es in Portugal die größten Mobilisierungen seit dem Ende der Diktatur

1974, welche sogar eine Rücknahme von Teilen des Spardiktats erkämpfen
konnten. In Griechenland fanden kürzlich die dritten Massendemonstrationen
seit dem Antritt der neuen Regierung im Juni statt, in Spanien reißen die
Mobilisierungen  ebenfalls  nicht  ab.  Und  sogar  in  Frankreich  und  in
Großbritannien gingen kürzlich zehntausende Menschen gegen Krise und
Fiskalpakt auf die Straße.

In dieser Situation wurde in Portugal und in Spanien für den 14. November
zu einem Generalstreik aufgerufen. Es folgte der Aufruf der griechischen
Gewerkschaften,  sowie  aus  Malta  und  Zypern.  Gleichzeitig  hat  der
Europäische  Gewerkschaftsbund  EGB  diesen  Tag  zum  europaweiten
Aktionstag erklärt. Auch in Italien und sogar in Großbritannien wird darüber
diskutiert,  sich  dem  Aufruf  zum  Aktionstag  des  Europäischen
Gewerkschaftsbundes  anzuschließen.

Es ist längst überfällig, auch in Deutschland gegen die Krise auf die Straße
zu  gehen!  Griechenland  und  Spanien  sind  die  Experimentierfelder  für
neoliberale Krisenlösungen, die früher oder später auch hier in Deutschland
eingeführt werden. Bereits jetzt leben 6 Mio. Menschen in Deutschland mit
einem  Existenzminimum  am  Rand  der  Gesellschaft.  Allein  die  jetzige
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Solidarität  und  der  gemeinsame  Kampf  mit  unseren  Kolleginnen  und
Kollegen in Griechenland,  Spanien und europaweit  kann eine verschärfte
Attacke auf die sozialen Errungenschaften in Deutschland verhindern. Wir
brauchen  eine  starke  Protestbewegung,  mit  Demonstrationen  auf  den
Straßen und Streiks und Besetzungen in den Betrieben, die sich den Plänen
der  Banker_innen,  Konzernchef_innen  und  deren  Politiker_innen  zur
Abwälzung  der  Krisenkosten  auf  die  arbeitende  Bevölkerung  in  Europa
entgegenstellen.  Die  Wirtschaftskrise  ist  genauso  international  wie  der
brutale soziale Kahlschlag der herrschenden Konzerne und Banken und ihrer
Regierungen. Höchste Zeit,  dass wir,  die lohnabhängige Bevölkerung, die
Jugend, die Erwerbslosen und die Rentner_innen, uns international zur Wehr
setzen.

Solidarität mit den Generalstreiks in Südeuropa!
Rücknahme und Stopp aller Spardiktate!
Die Kapitalist_innen sollen ihre Krise selbst bezahlen!
Für einen Europaweiten Generalstreik!

Kundgebungen und Demonstrationen zum Europäischen Aktionstag
am 14.11.:

Berlin:

15.00 Uhr Kundgebung des DGB am Brandenburger Tor

16.30 Uhr Demonstration des Griechenland-Solidaritätskomitees, Startpunkt:
Pariser Platz/Brandenburger Tor, Endpunkt: Potsdamer Platz

Bremen:

Demonstration des DGB und des Anti-Krisenbündnisses

Auftakt: 17.30, Marktplatz; Abschluss: 19.00, DGB-Haus

Hamburg:

Solidaritätskundgebung DGB Hamburg: 17.00, Gänsemarkt



Kassel

Solidaritätskundgebung: 16.30 Uhr, Rathaus Kassel

München:

Solidaritätsaktion: 17.00 – 19.00, Wittelsbacher Platz

Stuttgart:

Kundgebung der IGM Stuttgart: 16.00 Uhr, Büchsenstraße/Kronprinzstraße

Kundgebung Anti-Krisenbündnis: 17.30 Uhr, Schlossplatz

Florenz 10+10: Organisiert den
europäischen Widerstand
Vom  8.  bis  zum  11.  November  2012,  zehn  Jahre  nach  dem  ersten
Europäischen Sozialforum, findet in Florenz ein europaweites Treffen von
Organisationen und AktivistInnen statt,  um auf  die  letzten  10  Jahre  der
sozialen Bewegungen zurückzublicken und eine Debatte über die Zukunft
einer europaweit vernetzten Bewegung des sozialen Widerstands im Kampf
gegen die Krisenfolgen zu führen.

Europaweite  Koordinierung,
Europaweiter  Generalstreik,
Europaweite Revolution.  Mit  diesen
Positionen gehen wir nach Florenz.

Auch wir von REVOLUTION beteiligen uns an der Konferenz in Florenz,
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rufen alle Aktivist_innen in Europa dazu auf sich daran zu beteiligen und die
Aktionen,  die  dort  beschlossen  werden  umzusetzen.  Denn  europaweite
Aktionen sind genau das ist was wir im Widerstand gegen die Spardiktate der
Troika, des deutschen und europäischen Kapitals brauchen. Florenz 10+10
kann ein erster Schritt sein, um die momentan noch isoliert stattfindenden
Kämpfe in Spanien, Portugal, Italien und Griechenland zu vernetzen. Gerade
deswegen  ist  es  auch  von  großer  Bedeutung,  dass  sich  dort  nicht  nur
einzelne Aktivist_innen beteiligen, sondern Organisationen und Parteien, die
in einzelnen Ländern den Widerstand anführen.

Dabei  ist  es  besonders  wichtig,  dass  gemeinsame  Aktionen  gefasst  und
konkrete  Beschlüsse  gemacht  werden.  Während  die  europäischen
Regierungen und das hinter ihr stehende Kapital seit Beginn der Krise ihre
Angriffe europaweit koordinieren, fehlt es der Jugend und Arbeiterbewegung
nach wie vor an einem europaweiten Bündnis. Auch dafür muss in Florenz
eingetreten werden.

Gemeinsam mit Genoss_innen von der Liga für die fünfte Internationale (LFI)
wollen wir daher für ein europäisches Aktionsprogramm gegen die Krise in
Florenz eintreten.Dies tun wir,  weil  wir  glauben dass die Bewegung nur
erfolgreich sein kann,  wenn sie  sich einen gemeinsamen Plan gegen die
Spardiktate und für die Rücknahme bereits durchgeführten Angriffe hat.

Im Zentrum eines solchen Programms muss ein europaweit koordinierter,
unbefristeter  Generalstreik  stehen.  Ein  erster  großer  Schritt  in  diese
Richtung  können  die  Generalstreiks  in  Südeuropa  am  14.11.  sein.  Als
revolutionärer Jugendorganisation glauben wir, dass insbesondere die Jugend
eine wichtige Rolle dabei spielt. Nicht nur im Widerstand auf der Straße,
gegen  die  Angriffe  des  Kapitals  –  auch  in  Opposition  zu  den  aktuellen
reformistischen Führungen der Gewerkschaften und des Widerstandes, die
militante Aktionen bisher verhindert haben. Florenz darf gerade deswegen
nicht  nur  ein  Ort  des  „Ideen  –  und  Erfahrungsaustauschs“  sein.
Revolutionäre müssen in Florenz erbarmungslos den politischen Verrat und
den  Unwillen  der  Sozialdemokratie,  der  Gewerkschaftsbürokratie  und
„linker“  Reformisten  angreifen,  die  einen  effektiven  europaweiten
Widerstand  bisher  verhindert  haben.



Außerdem brauchen wir zusätzliche Jugendkonferenzen und ein separates
Treffen der Jugendorganisationen und Jugendaktivisten in Florenz, um die
meist ignorierten Forderungen der Jugendlichen, die Rolle der besonders
unterdrückten Jugend zu diskutieren. So können wir jungen Menschen in
Europa Erfahrungen über Kämpfe austauschen und uns vernetzen,  sowie
gemeinsame Aktionen mit spezifischen Themen für Jugendliche zu planen!

Ein Artikel von David Pfeifer, REVOLUTION-Stuttgart


